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Editorial

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

mit dem Energiekostenzuschuss reagiert 
die Bundesregierung auf die gestiegenen 
Energiepreise, um die Energiekosten für 
Unternehmen abzufedern. Nunmehr 
wurde die Richtlinie zur Verlängerung des 
Energiekostenzuschuss I veröffentlicht. Ein 
Update dazu finden Sie in dieser Ausgabe 
der Praxistipps.

Ein heißes Thema bei GmbH-
Betriebsprüfungen sind die 
Verrechnungskonten der 
Gesellschafter:innen. Nachfolgend 
werfen wir einen Blick auf die wichtigsten 
Themen in punkto Gesellschafter:innen-
Verrechnungskonten.

Wie gewohnt beinhaltet auch diese 
Ausgabe ein Update zu diversen 
Personalverrechnungsthemen. 

Im Rahmen unserer globalen „Human 
Capital Trends 2023“ Studie wurden über 
10.000 Unternehmensvertreter:innen 
in unterschiedlichen Positionen aus 139 
Ländern, darunter rund 150 Personen aus 
Österreich, zu aktuellen Entwicklungen der 
Arbeitswelt befragt. Die Ergebnisse dieser 
Studie haben wir für Sie zum Nachlesen 
zusammengefasst.  

Weitere Artikel dieser Praxistipps 
beschäftigen sich mit den pauschalen 
Reiseaufwandsentschädigungen 

durch Sportvereine sowie neuen 
Grenzen für Land- und Forstwirt:innen 
im Umsatzsteuergesetz und in 
der einkommensteuerrechtlichen 
Pauschalierungsverordnung.

In unserer Reihe der Unternehmens-
portraits stellen wir Ihnen dieses 
Mal die MCG Messe Congress Graz 
Betriebsgesellschaft m.b.H. vor, ein 
Unternehmen, das es in der schnelllebigen 
Veranstaltungsbranche geschafft hat über 
Jahrzehnte erfolgreich zu sein. 

Unsere Kolleg:innen von Deloitte Legal 
informieren zudem zu Neuerungen in 
Zusammenhang mit der Rot-Weiß-Rot - 
Karte.

Wir wünschen Ihnen ein informatives 
Lesevergnügen und einen sonnigen 
Frühling.

Wilfried Krammer
Sieglinde Moser
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Verlängerung Energiekostenzuschuss I: 
Richtlinie wurde veröffentlicht
Auf Grund der anhaltenden Teuerung 
der Energiepreise wurde bereits im 
Rahmen der Novellierung des UEZG 
im Februar 2023 die Verlängerung 
des Energiekostenzuschusses I, der 
ursprünglich mit September 2022 geendet 
hätte, auf das Q4 2022 gesetzlich verankert. 
Mit 17. April wurde nun die Richtlinie 
des Bundesministeriums für Arbeit und 
Wirtschaft für den Energiekostenzuschuss 
I für das Q4 2022 veröffentlicht, welche 
die Details zur Förderung sowie deren 
Abwicklung regelt. Für die Beantragung der 
Verlängerung des Energiekostenzuschusses 
I war bereits eine Voranmeldung im aws 
Fördermanager im Zeitraum 29.03. bis 
14.04.2023 erforderlich.

Beim verlängerten Energiekostenzuschuss 
I werden grundsätzlich 30% der 
Mehraufwendungen für Strom, Erdgas 
und Treibstoff (wie bereits auch für den 
Zeitraum Februar bis September bekannt) 
sowie zusätzlich auch für extern bezogene 
Wärme, Kälte (inkl. Fernwärme) und Dampf 
im Zeitraum von Oktober bis Dezember 
2022 im Vergleich zur Vorjahresperiode 
gefördert (Stufe 1).

Unverändert bleibt für den 
Energiekostenzuschuss I im Q4 2022 das 
Erfordernis der Energieintensität 
(Energiebeschaffungskosten i.H.v. 
mindestens 3% des Produktionswertes), 
um antragsberechtigt zu sein. Die 
Energieintensität ist dabei prinzipiell 
weiterhin auf Basis des Jahresabschlusses 
2021 zu ermitteln, allerdings können 
förderungswerbende Unternehmen 
in der Basisstufe 1 für die Ermittlung 
der Energieintensität weiterhin einen 
alternativen Vergleichszeitraum 
heranziehen, der diesmal das gesamte Jahr 
2022 umfasst (anstelle nur der Monate 
Jänner 2022 bis September 2022).

Die Antragstellung für das Q4 2022 
erfolgt im Zeitraum vom 17. April 
bis 3. Juli 2023 wiederum über den 
aws-Fördermanager, wobei erneut 
das First-Come-First-Serve-Prinzip zur 
Anwendung gelangt. Unternehmen, deren 
Energiemehrkosten im Q4 2022 weniger 
als EUR 2.500 ausmachen und daher 
unter der Mindestzuschussgrenze 
von EUR 750 liegen, können deren 
Anspruch am Pauschalförderungsmodell 
(Energiekostenpauschale, siehe unten) 
überprüfen.

Energiekostenpauschale
Kleinst- und Kleinunternehmer, die 
insbesondere mangels ausreichender 
Energiekosten bislang von der 
Beantragung des Energiekostenzuschusses 
ausgeschlossen waren, haben nun 
die Möglichkeit das sogenannte 
Energiekostenpauschale in Anspruch 
zu nehmen. Die Abwicklung der 
Förderung erfolgt durch die 
Forschungsförderungsgesellschaft (FFG).

Bei der bereits im Vorjahr angekündigten 
Energiekostenpauschale werden 
Unternehmen mit einem Jahresumsatz 
von EUR 10.000 bis EUR 400.000 
gefördert. Die Umsatzgrenzen 
beziehen sich dabei auf das Jahr 
2022. Ausgenommen sind öffentliche 
Unternehmen, Unternehmen aus 
den Sektoren Energie, Finanz- sowie 
Versicherungswesen, Realitätenwesen 
und Landwirtschaft sowie freie Berufe 
und politische Parteien und deren 
Unternehmen.

Das Energiekostenpauschale ist eine 
Pauschalförderung und liegt zwischen 
EUR 110 und EUR 2.475. In Abhängigkeit 
der Branchenzugehörigkeit und 
des Jahresumsatzes 2022 wird 
die Förderhöhe auf Basis eines 

Energieberechnungsschlüssels der 
Energieagentur und der Statistik 
Austria individuell berechnet. Ein 
Energieintensitätsnachweis ist daher nicht 
erforderlich. Das Energiekostenpauschale 
wird rückwirkend für das Jahr 2022 
gewährt.

Seit 17. April 2023 kann auf der eigenen 
Webseite zur Energiekostenpauschale für 
Unternehmen unter
www.energiekostenpauschale.at 
ein Selbst-Check durchgeführt 
werden, ob das Unternehmen die 
Voraussetzungen für die Einreichung zur 
Energiekostenpauschale erfüllt. 

Die ersten Anträge können ab Mai 2023 
über das Unternehmensserviceportal (USP) 
gestellt werden. Dafür kann Folgendes 
vorbereitet werden:

 • Eine Handy-Signatur oder eine ID Austria 
einrichten (falls noch nicht vorhanden).

 • Einen Zugang zum 
Unternehmensserviceportal einrichten 
unter www.usp.gv.at (falls noch nicht 
vorhanden).

 • Im Unternehmensserviceportal 
überprüfen, ob das Unternehmen die 
richtige Branchenzuordnung nach 
ÖNACE (ÖNACE-Code) hat und alle 
anderen Angaben korrekt sind.

 • Den Jahresumsatz 2022 in Erfahrung 
bringen.

 
Christina Pfistermüller
cpfistermueller@deloitte.at

http://www.energiekostenpauschale.at
http://www.usp.gv.at 
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Verrechnungskonten von GmbH-
Gesellschafter:innen
Ein regelmäßig heißes Thema bei 
Betriebsprüfungen von GmbHs sind 
die Verrechnungskonten gegenüber 
Gesellschafter:innen. Diese werden vor 
allem bei Schulden der Gesellschafterin 
oder des Gesellschafters an die GmbH 
von Seiten der Betriebsprüfung kritisch 
unter die Lupe genommen. Nachfolgend 
werfen wir einen Blick auf die wichtigsten 
Themen in punkto Gesellschafter:innen-
Verrechnungskonten.

Bei vielen Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung finden sich in der Bilanz 
Verrechnungskonten von einem oder 
mehreren Gesellschafter:innen. Dort 
werden zum einen Zahlungen der 
Gesellschafterin oder des Gesellschafters 
für die GmbH – z.B. bei Zahlung von GmbH-
Eingangsrechnungen durch den oder die 
Gesellschafter:in oder nicht ausbezahlte 
Geschäftsführer:innengehälter gebucht. 
In dem Fall entsteht der Gesellschaft eine 
Verbindlichkeit bzw. Schuld gegenüber dem 
oder der Gesellschafter:in. Zum anderen 
werden auf das Verrechnungskonto 
Zahlungen von der Gesellschaft an den 
oder die Gesellschafter:in direkt oder 
für ihre oder seine privaten Belange 
(wie z.B. Einkommensteuerzahlungen) 
gebucht. Die Gesellschaft leiht dem 
oder der Gesellschafter:in also Geld 
- die Gesellschaft hat eine Forderung 
gegenüber dem oder der Gesellschafter:in. 
Überwiegen die Forderungen gegenüber 
den Verbindlichkeiten, besteht die Gefahr, 
dass das Finanzamt eine verdeckte 
Gewinnausschüttung vermutet. Hier wird 
verwaltungsvereinfachend besonders auf 
Verrechnungskonten mit einem Saldo über 
EUR 50.000 und einer Laufzeit von mehr 
als drei Jahren abgestellt.
Eine verdeckte Gewinnausschüttung 
liegt generell vor, wenn die Gesellschaft 
einer oder einem Beteiligten finanzielle 
Vorteile gewährt, die sie einer oder einem 

Fremden zu den gegebenen Konditionen 
nicht gewähren würde. Für eine solche 
verdeckte Gewinnausschüttung fällt eine 
Kapitalertragsteuer in Höhe von 27,5 % an.
Um zu beurteilen, ob bei einer Forderung 
gegenüber dem oder der Gesellschafter:in 
auf dem Verrechnungskonto eine 
verdeckte Gewinnausschüttung vorliegt, 
sind zwei Fragen von Bedeutung:

 • Will der oder die Gesellschafter:in seine 
oder ihre Verbindlichkeit bezahlen?

 • Kann der oder die Gesellschafter:in seine 
oder ihre Verbindlichkeit bezahlen? 

Es hängt somit davon ab, ob gegenüber 
dem oder der Gesellschafter:in eine 
werthaltige, das heißt einbringliche 
Forderung besteht.

Will der oder die Gesellschafter:in 
seine oder ihre Verbindlichkeit 
bezahlen?
Eine klare Dokumentation der vertraglichen 
Rahmenbedingungen, unter welchen dem 
oder der Gesellschafter:in Geld geliehen 
wird, spricht dafür, dass der oder die 

Gesellschafter:in eine Rückzahlungsabsicht 
hegt. Diese Vereinbarung beinhaltet 
Merkmale wie Höhe des Kreditrahmens, 
Verzinsung, Laufzeit, Tilgungsplan 
und hingegebene Sicherheiten. Diese 
Bedingungen müssen so gestaltet sein, 
wie sie auch unter Fremden üblich wären. 
Wird keine Vereinbarung getroffen, geht 
man von einem kurzfristig gewährten 
Kredit, also einem Kontokorrentkredit, aus. 

In diesem Fall muss auch die Verzinsung 
entsprechend hoch sein. Die Laufzeit 
beträgt hier maximal ein Jahr.

Kann der oder die Gesellschafter:in 
seine oder ihre Verbindlichkeit 
bezahlen?
Bei dieser Frage wird die Zahlungsfähigkeit 
der Gesellschafterin oder des 
Gesellschafters beurteilt. Über welches 
aktuelle und zukünftige Einkommen verfügt 
der oder die Gesellschafter:in? Wie stabil 
ist ihre oder seine Einkommenssituation? 
Gibt es Ersparnisse, Schulden oder andere 
Verpflichtungen? Dabei dürfen Einkünfte, 
die der oder die Gesellschafter:in nicht 
sicher bekommt, nicht einbezogen werden. 
Bei einer künftigen Gewinnausschüttung ist 
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es zum Beispiel unsicher, wann, ob und in 
welcher Höhe diese erfolgt. Diese darf also 
nur unter bestimmten Voraussetzungen als 
Einkommensquelle mitgerechnet werden.
Wird sich das laufende Einkommen der 
Gesellschafterin oder des Gesellschafters 
in Zukunft verändern, muss das auch 
berücksichtigt werden. Der klassische Fall 
wäre hier ein oder eine Gesellschafter:in, 
bei der bzw. dem sich das Einkommen 
verschlechtert, nachdem er in Pension 
gehen wird. Verschlechtert sich die 
Bonität der Gesellschafterin oder des 
Gesellschafters und werden infolgedessen 
keine unverzüglichen Maßnahmen seitens 
der Gesellschaft für die Einbringlichkeit der 
Forderung gesetzt, so besteht wiederum 
das Risiko einer verdeckten Ausschüttung.
Bei der Beurteilung der Zahlungsfähigkeit 
ist auch wichtig zu fixieren, wann die 
Rückzahlung zu erfolgen hat. Gibt es eine 
Vereinbarung wie oben beschrieben, muss 
die Rückzahlung für die Gesellschafterin 
oder den Gesellschafter innerhalb des 
vereinbarten Zeitrahmens machbar sein. 
Gibt es keine Vereinbarung, muss der oder 
die Gesellschafter:in die Mittel haben, seine 
Schulden kurzfristig zurückzubezahlen, 
damit nicht von einer verdeckten 
Gewinnausschüttung ausgegangen wird.
Gerade bei langfristigen Darlehen 
stellt es eine Herausforderung dar, die 
Zahlungsfähigkeit vorherzusehen bzw. 
abzuschätzen. Aus diesem Grund müssen 
Sicherheiten vereinbart werden, die die 
Gesellschaft gegen das Ausfallsrisiko 
absichern.  Eine Sicherheit wäre zum 
Beispiel die Einräumung eines Pfandrechts. 
Auch hier müssen die Sicherheiten so 
vereinbart sein, wie sie unter Fremden 
üblich wären. Je höher der Kreditbetrag 
und je länger die Laufzeit, desto wichtiger 
ist die Bereitstellung von Sicherheiten. 
Einen Kredit von mehr als EUR 50.000 
über einen längeren Zeitraum als drei 
Jahre wird kein Fremder gewähren, 

ohne entsprechende Sicherheiten 
zu fordern. Die GmbH darf also auch 
Gesellschafter:innen keine solchen 
Bedingungen einräumen, die sie 
fremden Dritten nicht einräumen würde. 
Damit ist die Gefahr einer verdeckten 
Gewinnausschüttung gebannt.

Fazit
Wir empfehlen eine vertragliche 
Vereinbarung, welche die fremdüblichen 
Rahmenbedingungen des gewährten 
Darlehens vertraglich festhält. Aspekte 
wie die Höhe des Kreditrahmens, 
Verzinsung, Laufzeit, Tilgungsplan und 
hingegebene Sicherheiten sollten klar 
definiert sein. Wenn diese Vereinbarung 
dem Fremdvergleich standhält und auch 
noch entsprechend eingehalten wird, kann 
die Gefahr einer verdeckten Ausschüttung 
minimiert werden.

Isabell Krug
ikrug@deloitte.at
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Neuerungen in der 
Personalverrechnung

Immer häufiger kaufen oder leasen 
Arbeitgeber:innen Fahrräder (klassische 
Fahrräder oder E-Bikes), um diese 
den Mitarbeiter:innen gegen eine 
Kostenbeteiligung zur Privatnutzung zu 
überlassen. Dieses Modell erhöht nicht 
nur die Arbeitgeberattraktivität und die 
Gesundheit der Mitarbeiter:innen, sondern 
bietet auch abgabenrechtliche Vorteile. 
Zumindest gilt dies für Kostenbeteiligungen 
in Form der Bezugsumwandlung, 
die in den meisten Fällen gewählt wird. 
Bei der Kostenbeteiligung in Form 
einer Nutzungsgebühr entfallen 
die abgabenrechtlichen Vorteile, da 
nur der Nettobezug gekürzt wird und 
die Bemessungsgrundlage für die 
Lohnabgaben unverändert bleibt. 
Nachfolgend gehen wir näher auf das 
Modell der Bezugsumwandlung ein, 
da sich die kürzliche Änderung der 
SachbezugswerteVO auf die Gestaltung 
und Abrechnung auswirkt:

Damit die Bezugsumwandlung anerkannt 
wird, ist eine vertragliche Vereinbarung 
zwischen Arbeitgeber:innen und 
Arbeitnehmer:innen über die befristete 
oder unbefristete Reduktion der 
laufenden Bruttobezüge notwendig. 
Der kollektivvertragliche Mindestlohn 
darf dabei aber nicht unterschritten 
werden. Zu beachten ist, dass durch die 
Reduzierung des Bruttogehalts auch vom 
Bezug abgeleitete Ansprüche (wie z.B. 
Sonderzahlungen, Überstundenentgelte) 
sinken. Möchte man dies verhindern, 
empfiehlt es sich in der Vereinbarung 
über die Zurverfügungstellung des 
Jobfahrrades festzulegen, dass die 
Bruttokürzung nur die laufenden Bezüge 
betrifft und etwaige Folgeentgelte 
weiterhin auf Basis des ungekürzten 
Betrages berechnet werden. In diesem 
Fall ist aber auch zu bedenken, dass durch 

die gekürzten laufenden Bezüge das 
Jahressechstel niedriger ist und es somit 
bei Auszahlung der Sonderzahlungen zu 
einer Überschreitung des Jahressechstels 
kommen kann. Das bedeutet, dass ein Teil 
der Sonderzahlungen möglicherweise nach 
dem Tarif zu besteuern ist. 

Durch die Bezugsumwandlung wird 
die Bemessungsgrundlage für 
sämtliche Lohnabgaben (Lohnsteuer, 
Sozialversicherung, Lohnnebenkosten) 
gemindert. Die freiwillige Beibehaltung der 
ursprünglichen Beitragsgrundlage ist nicht 
möglich, da bezüglich der Behandlung in 
der Sozialversicherung auf die Regelungen 
der SachbezugswerteVO verwiesen wird 
(Kürzung des Bruttobezuges). Daraus 
ergibt sich, dass durch die Senkung 
der Sozialabgaben auch der zukünftige 
Pensionsanspruch reduziert wird. Im Sinne 
der Fürsorgepflicht empfehlen wir daher, 
die Mitarbeiter:innen entsprechend darauf 
hinzuweisen.

Für die Überlassung des Jobfahrrades zur 
privaten Nutzung – dies umfasst auch die 
Fahrten Wohnung-Arbeitsstätte – ist bei 
den Mitarbeiter:innen kein Sachbezug 
anzusetzen, ebenso wenig für das 
Aufladen eines E-Bikes beim Arbeitgeber 
bzw. bei der Arbeitgeberin. Im Gegensatz 
zum Sachbezug E-Auto geht durch die 
Überlassung eines Jobfahrrads das 
Pendlerpauschale/ der Pendlereuro nicht 
verloren. 

Aus Sicht des Umsatzsteuerrechts 
kann, soweit eine 
Vorsteuerabzugsberechtigung 
gegeben ist, bei der Anschaffung (Kauf, 
Leasing) die Vorsteuer abgezogen 
werden. Durch den grundsätzlich 
entgeltlichen Leistungsaustausch 
zwischen Arbeitgeber:in und 

Arbeitnehmer:in wird eine Verwendung 
zu unternehmerischen Zwecken 
unterstellt und ist kein weiterer Nachweis 
der betrieblichen Nutzung erforderlich. 
Damit bleibt der Vorsteuerabzug 
unabhängig vom Ausmaß der privaten 
Nutzung erhalten. Umsatzsteuer für den 
Leistungsaustausch selbst fällt keine 
an, da die Bemessungsgrundlage der 
Sachbezugswert laut SachbezugswerteVO 
ist – diese ist jedoch Null.

Änderungen bei der 
Lohnkontenverordnung
In der ersten Ausgabe der Praxistipps für 
dieses Jahr haben wir über die Änderung 
der Sachbezugswerte-Verordnung 
berichtet, insbesondere in Zusammenhang 
mit der zunehmenden E-Mobilität. 
Durch die Lohnkontenverordnung wurde 
nun festgelegt, welche Unterlagen und 
Informationen diesbezüglich für das 
Jahreslohnkonto benötigt werden:

 • Abgabenfreie Kostenersätze des 
Arbeitgebers bzw. der Arbeitgeberin für 
das Aufladen eines arbeitgebereigenen 
E-Autos an einer öffentlichen 
Ladeeinrichtung (Rechnung), wenn 
dieses auch privat genutzt werden darf. 
Zu den Privatfahrten zählt auch die 
Wegstrecke Wohnung - Arbeitsstätte.

 • Abgabenfreie Kostenersätze des 
Arbeitgebers bzw. der Arbeitgeberin für 
das Aufladen oben genannter Fahrzeuge, 
wenn dafür eine Ladeeinrichtung 
der Arbeitnehmerin oder des 
Arbeitnehmers verwendet wird, welche 
die Lademenge dem Kraftfahrzeug 
technisch zuordnen kann. Anzugeben 
ist auch die jeweilige Lademenge in 
Kilowattstunden.
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 • Abgabenfreie Kostenersätze des 
Arbeitgebers bzw. der Arbeitgeberin 
für das Aufladen der obengenannten 
Fahrzeuge (pauschale Monatsbeiträge), 
wenn dafür eine Ladeeinrichtung 
der Arbeitnehmerin oder des 
Arbeitnehmers verwendet wird, bei 
der die technische Zuordnung der 
Lademenge zum jeweiligen Kraftfahrzeug 
nicht möglich ist. Dieser Umstand ist 
ebenfalls nachzuweisen. 

 • Abgabefreie Kostenersätze des 
Arbeitgebers bzw. der Arbeitgeberin für 
die Anschaffung einer Ladeeinrichtung 
durch den oder die Arbeitnehmer:in. 

In diesem Zusammenhang ist darauf 
hinzuweisen, dass durch die Diskussion 
zur Thematik Kostenersätze bei 
E-Fahrzeugen künftig bei privat genutzten 
Dienstfahrzeugen mit Verbrennermotor 
die Übernahme von Tankrechnungen 
stärker in den Fokus der Abgabenprüfer 
rücken wird. Bisher galten diese mehr 
oder weniger durch den Sachbezug als 
abgedeckt, strenggenommen ist aber ein 
Kostenersatz für Ausgaben, die sowohl 
dem betrieblichen als auch dem privaten 
Bereich zugeordnet werden können, als 
abgabenpflichtig zu werten.

Weitere Änderungen der 
Lohnkontenverordnung betreffen 
die Erfassung des abgabenfreien 
Kinderbetreuungskostenzuschusses 
sowie das Öffi-Ticket. Bei diesem ist nun 
auch ein Nachweis über die Höhe der 
übernommenen Kosten zum Lohnkonto zu 
nehmen.

Sonderzahlungen bei unterjährigem 
Austritt von Mitarbeiter:innen
Bei Angestellten ist die Beurteilung klar, da 
das Angestelltengesetz eine Aliquotierung 
der Sonderzahlungen (Urlaubszuschuss 
und Weihnachtsremuneration) vorsieht, 
und zwar unabhängig davon, in welcher 
Form das Arbeitsverhältnis beendet wird.

Bei den Arbeiter:innen ist diesbezüglich 
jedenfalls die Regelung des 
anzuwendenden Kollektivvertrages 
maßgeblich, da diese sehr unterschiedlich 
sind. Interessant ist dabei insbesondere 
die Frage, wie mit Urlaubszuschüssen 
umgegangen wird, die bereits ausbezahlt 
wurden, bevor das Dienstverhältnis 
beendet wurde. Folgende Varianten sind 
denkbar und wurden in dieser Form von 
OGH bestätigt:

 • Wie bei den Angestellten kommt es zu 
einer Rückverrechnung des anteilig 

zu viel ausbezahlten Urlaubszuschusses 
(z.B. KV Arbeiter Handel). Ist bei 
Auszahlung des Urlaubszuschusses das 
Ende des Dienstverhältnisses bereits 
bekannt, kann der Urlaubszuschuss 
aliquot ausbezahlt werden.

 • Eine Rückverrechnung des 
Urlaubszuschusses kommt nur in Frage, 
wenn das Dienstverhältnis auf eine 
bestimmte Art endet (z.B. Kündigung 
durch den oder die Arbeitnehmer:in, 
Entlassung, unberechtigter Austritt, KV 
Arbeiter Elektro- und Elektronikindustrie). 
In diesem Fall ist daher der gesamte 
Urlaubszuschuss auszuzahlen, auch 
wenn bei Auszahlung schon feststeht, 
dass das Arbeitsverhältnis enden wird. 
Eine Rückverrechnung kommt aber 
in Frage, wenn das Arbeitsverhältnis 
beispielsweise durch Kündigung der 
Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers 
endet (soweit der KV dies vorsieht).

 • Eine weitere Besonderheit 
sieht beispielsweise der KV-
Arbeitskräfteüberlassung vor, wonach es 
grundsätzlich zu einer Rückverrechnung 
kommt, wenn das Arbeitsverhältnis nach 
Erhalt des Urlaubszuschusses aber noch 
vor Ablauf des Kalenderjahres endet. 
Arbeiter:innen sind allerdings nur zur 
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Rückzahlung des Urlaubszuschusses 
verpflichtet, der dem noch nicht 
verbrauchten Teil des Urlaubes 
entspricht. Abgestellt wird dabei auf 
das Kalenderjahr und nicht auf das 
Urlaubsjahr. 

Sonderzahlungen, die noch nicht 
ausbezahlt wurden, können in der 
Regel aliquotiert werden. Wenn kein 
Kollektivvertrag zur Anwendung kommt, 
dann wird bei diesen Arbeiter:innen eine 
Aliquotierung nach erfolgter Zahlung 
(Rückverrechnung) möglich sein. 

Update: Telearbeit, 
Sozialversicherungsrechtliche 
Rahmenvereinbarung mit der Slowakei
Nach Deutschland und Tschechien 
gibt es nun auch mit der Slowakei 
eine sozialversicherungsrechtliche 
Rahmenvereinbarung betreffend 
grenzüberschreitende Telearbeit, welche 
ab 01.06.2023 gilt. Wie schon bei 
den anderen Rahmenvereinbarungen 
kommt es auch hier zu keinem Wechsel 
der sozialversicherungsrechtlichen 
Zuständigkeit, wenn die (regelmäßig 
wiederkehrende) Telearbeit im 
Wohnortstaat maximal 40% beträgt 
und ein entsprechender Antrag 
auf Ausnahmevereinbarung bei 
der zuständigen Stelle (Österreich: 
Dachverband der Sozialversicherung, 
Abteilung für europäische und 
internationale Sozialversicherung) gestellt 
wird.

Begründet Homeoffice eine 
Betriebsstätte im Sinne des KommStG?
Mit der letzten Wartung der Kommunal-
steuerrichtlinie wurde nun klargestellt, 
dass durch eine bloße Homeoffice-
Vereinbarung sowohl bei nationalen 
als auch grenzüberschreitenden 
Sachverhalten grundsätzlich keine 
Betriebsstätte im Sinne des 
KommStG begründet wird. Nur wenn 
eine betriebliche Mitbenutzung 

vorliegt (z.B. Gewerbeanmeldung unter 
der Wohnungsadresse, Angabe als 
Kontaktadresse für Kunden:innen) ist 
von der Begründung einer Betriebsstätte 
auszugehen.

Gudrun Wiespointer-Njoku
gwiespointnernjoku@deloitte.at



10

Praxistipps  | Ausgabe 3/2023

Deloitte Human Capital Trends 2023: 
Weg von starren Jobprofilen, hin zu skill-
basierter Arbeitsorganisation
Die Arbeitswelt befindet sich durch 
die fortschreitende Digitalisierung 
und tiefgreifende demografische 
Veränderungen massiv im Wandel. Um 
in der Arbeitswelt der Zukunft bestehen 
zu können, müssen Unternehmen den 
Faktor Arbeit völlig neu denken und sich 
auf lange Sicht von starren Job-Kategorien 
verabschieden.

Für die Studie wurden über 10.000 
Unternehmensvertreter:innen 
unterschiedlicher Levels aus 139 Ländern, 
darunter rund 150 aus Österreich, zu 
aktuellen Entwicklungen der Arbeitswelt 
befragt. Das Resultat: Der anhaltende 
Fach- und Arbeitskräftemangel, die 
Etablierung künstlicher Intelligenz und 
neue Arbeitsformen machen es für 
Unternehmen unabdingbar flexibler zu 
werden und neue Wege zu gehen. 

 • Starre Job-Modelle gehören der 
Vergangenheit an und stehen 
notwendigen Anpassungen an die 
moderne Arbeitswelt im Weg. 

 • Unternehmen müssen auf dynamische 
Konzepte setzen, die individuelle 
Fähigkeiten der Mitarbeiter:innen in den 
Mittelpunkt stellen. 

 • Neue bzw. offene Arbeitsformen wie 
z.B. Freelancing und Gig-Work werden 
attraktiver.

Traditionelle Stellenbeschreibungen 
verhindern Anpassungen
Die Tradition, Arbeit in klassischen Jobs zu 
denken und Mitarbeiter:innen Aufgaben 
im Unternehmen zuzuschreiben sowie 
Fähigkeiten zu definieren, die sie dafür 
mitbringen sollten, funktioniert oft nicht 
mehr. In Zeiten, in denen vernetzte 
Kooperation, Innovation, Agilität und 
Arbeitgeberattraktivität von großer 

Bedeutung sind, können bisherige Modelle 
nicht mehr mithalten.
Die Zahlen der aktuellen Umfrage 
verdeutlichen das: 71 % der 
Arbeitnehmer:innen übernehmen 
mittlerweile auch Aufgaben außerhalb 
ihrer Stellenbeschreibung. Bei 63 % 
liegt sogar der Fokus ihrer Tätigkeit 
auf Projektarbeiten, die überhaupt 
nicht in ihrem Jobprofil enthalten sind. 
Dementsprechend sind auch nur mehr 
19 % der befragten Führungskräfte und 
23 % der Mitarbeitenden der Meinung, 
dass Arbeit am besten mittels konkreter 
Job-Kategorien strukturiert werden kann.

Fokus auf individuelle Fähigkeiten wird 
zum Erfolgskriterium
Viele Unternehmen haben erkannt, dass 
angesichts der aktuellen Entwicklungen 
in der Arbeitswelt kein Stein auf dem 
anderen bleiben wird. 93 % halten das 
bisher gängige Job-Modell nicht für 
zukunftsfähig. Nur 20 % fühlen sich jedoch 
auf die notwendigen Veränderungen 
angemessen vorbereitet und stoßen an 
ihre Grenzen, da sämtliche HR-Prozesse – 
vom Recruiting über die Vergütung bis hin 
zur Personalentwicklung – nach wie vor auf 
alten Strukturen aufbauen.
Arbeit muss neu gedacht werden. 
Unternehmen, die bereits auf eine skill-
basierte Arbeitsorganisation setzen 
und grundlegende Fähigkeiten in den 
Fokus rücken, nehmen bereits eine 
gesteigerte wirtschaftliche Performance 
und erhöhtes Innovationspotenzial wahr 
und konnten auch die Zufriedenheit 
der Mitarbeiter:innen steigern. Statt 
Aufgaben und Verantwortung starr 
festzulegen, sollten sich Unternehmen auf 
die erwünschten Ergebnisse fokussieren 
und herausfinden, wie sie diese mit den 
individuellen Skills ihrer Mitarbeitenden 
erreichen können.

Alternative Beschäftigung 
als Maßnahme gegen den 
Fachkräftemangel
Eine hilfreiche Maßnahme gegen den 
Fachkräftemangel ist auch, Arbeit über 
die eigenen Unternehmensgrenzen 
hinauszudenken. Die Pandemie und die 
sich ändernden Arbeitsanforderungen 
haben Freelancing oder Gig-Work gerade 
für jüngere Arbeitnehmer:innen attraktiver 
gemacht. Unternehmen können so dem 
Talentemangel entgegenwirken und 
auf schwankende Marktentwicklungen 
reagieren. Damit flexible Arbeitsformen 
funktionieren und beide Seiten profitieren 
können, braucht es allerdings klare und 
faire Spielregeln.

In Bezug auf die Rahmenbedingungen 
für externe Mitarbeitende gibt es noch 
Handlungsbedarf. So sind sich zwar 84 % 
der Befragten der Bedeutsamkeit einer 
gleichwertigen Führung von internen 
und externen Mitarbeiter:innen bewusst, 
aber bei nur 16 % wird das auch gelebt. 
Externe Arbeitnehmer:innen werden 
oft nicht in Personalplanungsprozessen 
berücksichtigt und sind damit 
von Entwicklungsmöglichkeiten 
ausgeschlossen. Gleichzeitig ist diese 
Gruppe für Unternehmen aber häufig 
die einzige Chance zur Bewältigung des 
Arbeitskräftemangels. Daher muss hier 
rasch an Lösungen gearbeitet werden.  

Julian Mauhart
jmauhart@deloitte.at
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Pauschale Reisekosten – Neuerungen 
für Sportvereine 

Seit 1.1.2023 gelten neue Regelungen 
für die Auszahlung von sog. pauschalen 
Reiseaufwandsentschädigungen 
(PREA) durch gemeinnützige 
Sportvereine. Die Maximalbeträge der 
unter bestimmten Voraussetzungen 
abgabenfrei auszahlbaren 
Aufwandsentschädigungen wurden 
deutlich erhöht. Gleichzeitig bestehen 
jedoch nunmehr umfangreiche 
Aufzeichnungs- und Meldepflichten für 
die auszahlenden Vereine.

Pauschale 
Reiseaufwandsentschädigungen
Die allgemeinen Voraussetzungen 
für die Auszahlung von pauschalen 
Reiseaufwandsentschädigungen wurden 
nicht geändert: (steuerlich) gemeinnützige 
Sportvereine dürfen demnach an 
Sportler:innen, Schiedsrichter:innen und 
Sportbetreuer:innen (z.B. Trainer:innen, 
Masseure, Masseurinnen) pauschale 
Entschädigungen für die bei diesen 
Personen anfallenden Reisekosten bis zu 
den gesetzlichen Höchstgrenzen steuerfrei 
auszahlen. 
Diese Grenzbeträge wurden nunmehr 
wesentlich erhöht: pro Einsatztag können 
EUR 120,- (anstelle von EUR 60,-) ausbezahlt 

werden. Die monatliche Höchstgrenze 
wurde ebenso von EUR 540,- auf EUR 720,- 
angehoben. 
Neben der Einkommensteuerbefreiung 
besteht für die pauschalen 
Reiseaufwandsentschädigungen auch 
eine Befreiung in der Sozialversicherung. 
Voraussetzung für diese Befreiung ist 
jedoch, dass die für den Sportverein 
ausgeübte Tätigkeit nicht den Hauptberuf 
bzw. die Haupteinnahmequelle bildet.

Aufzeichnungs- und Meldepflichten
Über die erfolgten 
Auszahlungen der pauschalen 
Reiseaufwandsentschädigungen 
mussten von den Vereinen schon bislang 
entsprechende Aufzeichnungen geführt 
und im Fall einer abgabenrechtlichen 
Prüfung vorgelegt werden. Neu 
hinzugekommen ist nunmehr 
die Verpflichtung, die in einem 
Kalenderjahr ausbezahlten pauschalen 
Reiseaufwandsentschädigungen bis Ende 
Februar des Folgejahres dem zuständigen 
Finanzamt mittels amtlichem Formular 
bekannt zu geben. Somit sind von den 
Sportvereinen erstmals die im Kalenderjahr 
2023 ausbezahlten Beträge bis spätestens 
Ende Februar 2024 zu melden.

An der genauen Ausgestaltung 
der Meldung wir derzeit noch 
gearbeitet. Aktuell vorgesehen ist eine 
Meldung über den elektronischen 
Datenaustausch mit den österreichischen 
Sozialversicherungsträgern (ELDA).

Handlungsbedarf für Vereine
Durch die nunmehr vorgesehene 
Meldepflicht der ausbezahlten pauschalen 
Reiseaufwandsentschädigungen werden 
viele Sportvereine erstmals in Kontakt 
mit dem Finanzamt kommen. Es ist davon 
auszugehen, dass die Finanzverwaltung 
im Zuge der erstmaligen Übermittlung 
der Daten zusätzliche Informationen bzw. 
Unterlagen von den Vereinen anfordern 
wird, insbesondere für die Prüfung 
der steuerlichen Gemeinnützigkeit (als 
eine wesentliche Voraussetzung für die 
Steuerfreiheit der ausbezahlten pauschalen 
Reiseaufwandsentschädigungen). 
Neben einer Reihe von weiteren 
Voraussetzungen muss vor allem die 
Rechtsgrundlage (Statuten, Satzung) 
eines steuerlich gemeinnützigen Vereins 
strengen formalen Anforderungen 
entsprechen. In der Praxis weisen leider 
viele Vereinsstatuten teils gravierende 
Mängel auf, die zu einer Aberkennung 
der steuerlichen Gemeinnützigkeit 
und damit zu einem Verlust sämtlicher 
steuerlicher Begünstigungen des Vereins 
führen können. Durch den Wegfall 
der steuerlichen Gemeinnützigkeit 
des auszahlenden Vereins würden 
in der Folge auch die pauschalen 
Reiseaufwandsentschädigungen nach 
den allgemeinen Vorschriften der 
Einkommensteuer unterliegen. Die 
auszahlenden Vereine sollten daher 
jedenfalls rechtzeitig vor der erstmaligen 
Datenübermittlung an das Finanzamt ihre 
Statuten in Hinblick auf die Einhaltung der 
steuerlichen Voraussetzungen überprüfen.
Die Durchführung der Meldungen selbst 
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wird für die Vereine zu einem zusätzlichen 
administrativen Aufwand führen. Abhängig 
von der endgültigen Ausgestaltung der 
elektronischen Meldung sind auch die 
technischen Rahmenbedingungen zu 
schaffen (Einrichtung eines Zugangs, 
eventuell Anschaffung von Software, etc.). 
Deloitte kann hier jedenfalls unterstützen 
bzw. auch die Meldung für die Vereine 
übernehmen.

Handlungsbedarf für 
Zahlungsempfänger
Die Steuerfreiheit der pauschalen 
Reiseaufwandsentschädigungen ist nur 
bis zu den genannten Höchstgrenzen 
gegeben. Erhält eine Person von mehreren 
Vereinen Zahlungen und überschreiten 
diese in Summe die Höchstgrenzen, 
so muss eine entsprechende 
Einkommensteuererklärung abgegeben 
und müssen die übersteigenden 
Beträge versteuert werden. Durch die 
verpflichtende Meldung sämtlicher 
Zahlungen liegen dem Finanzamt diese 
Informationen in Zukunft auch vor.

Fazit
Die Erhöhung der Grenzen für die 
Auszahlung von steuerfreien pauschalen 
Reiseaufwandsentschädigungen ist 
eine maßgebliche Erleichterung für 
gemeinnützige Sportvereine. Gleichzeitig 
führt die Pflicht zur Datenübermittlung an 
das Finanzamt zu mehr administrativem 
Aufwand. Vor der erstmaligen 
Datenübermittlung sollten jedenfalls die 
Vereinsstatuten auf die Einhaltung aller 
steuerlichen Vorgaben an gemeinnützige 
Vereine geprüft werden. 

Christoph Hofer
chhofer@deloitte.at
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Neue Grenzen für Land- und 
Forstwirt:innen im Umsatzsteuergesetz 
und in der einkommensteuerrechtli-
chen Pauschalierungsverordnung 
Mit dem Bundesgesetzblatt II 2022/449, 
ausgegeben am 07.12.2022, wurde 
die einkommensteuerrechtliche 
Land- und Forstwirtschaft-
Pauschalierungsverordnung geändert. 
Die neuen Pauschalierungsgrenzen sind 
erstmalig bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 2023 anzuwenden.

Um bei der jährlichen Gewinnermittlung 
von der Teilpauschalierung Gebrauch 
machen zu können, durfte der 
Einheitswert die Grenze von EUR 130.000 
nicht übersteigen. Mit der Änderung der 
Verordnung wurde die Grenze auf EUR 
165.000 erhöht. Demnach gilt es zum 
Stichtag 31.12.2022 zu überprüfen, ob 
die Grenzen immer noch überschritten 
werden oder ob bereits 2023 die 
Teilpauschalierung wieder in Anspruch 
genommen werden kann bzw. von Rechts 
wegen anzuwenden ist.

Mit dem Teuerungs-Entlastungspaket 
Teil II (Bundesgesetzblatt I 2022/163, 
ausgegeben am 27.10.2022) wurde die 
Umsatzgrenze für die landwirtschaftliche 
Umsatzsteuerpauschalierung auf 
EUR 600.000 (exkl. Umsatzsteuer) 

erhöht. Diese Änderung tritt mit 
01.01.2023 in Kraft und ist erstmals auf 
Veranlagungszeiträume anzuwenden, die 
nach dem 31.12.2022 beginnen. Neben 
dieser umsatzsteuerrechtlichen Änderung 
wurde ebenfalls die Umsatzgrenze in der 
einkommensteuerrechtlichen Verordnung 
erhöht. Demnach ist es möglich, bis 
zu einem Nettojahresumsatz von EUR 
600.000 die Voll- oder Teilpauschalierung 
anzuwenden.

Ebenfalls wurde die Bruttoumsatzgrenze 
im Bereich der be- und verarbeiteten 
Produkte (landwirtschaftliche 
Direktvermarktung), des Almausschanks 
bzw. des land- und fortwirtschaftlichen 
Nebenerwerbs erhöht. Erst wenn 
die Grenze von EUR 45.000 (inkl. 
Umsatzsteuer) überschritten wird, ist ein 
Gewerbebetrieb anzunehmen.

Mag. Robin Langeneder
rlangeneder@deloitte.at
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In der schnelllebigen 
Veranstaltungsbranche hat es die 
Messe Congress Graz geschafft, über 
Jahrzehnte erfolgreich zu bleiben – und 
auch jüngste Krisen gut zu meistern. 
Dass die Messe Graz über 100 Jahre alt 
ist, sieht man ihr gar nicht an. Weder 
von außen, noch von innen, wo sie 
sowohl architektonisch aber auch 
veranstaltungstechnisch am Puls der 
Zeit geblieben ist. Doch der steirische 
Betrieb kann auf eine lange Tradition als 
Messestandort zurückblicken: Bereits im 
Jahr 1883 wurde hier mit dem Blumen- und 
Industriefest die erste Messe Österreichs 
beherbergt, 1906 folgte die Grazer Messe. 
Heute werden unter der Dachmarke 
Messe Congress Graz – kurz: MCG – 
sieben Locations in der ganzen Stadt 
gemanagt – wie etwa die Stadthalle Graz 
als eine der modernsten Hallen Europas. 
Die MCG positioniert sich damit als eine 
der größten und multifunktionalsten 
Veranstaltungsstätten Österreichs. 

„Wir haben uns mittlerweile zum One-Stop-
Shop entwickelt und können durch unsere 
vielfältigen Locations ein sehr breites 

Angebot abdecken – von Konzerten aller 
Genres über internationale Kongresse 
oder hochkarätige Shows bis hin zu 
Ausstellungen, Bällen oder Fußball- und 
Eishockey-Spielen. Damit ist auch der 
Geschäftsalltag bei der MCG ziemlich 
abwechslungsreich“, erklärt Armin Egger, 
Vorstand der MCG. 

Hohe Priorität für Nachhaltigkeit 
Um weiterhin ein so vielfältiges und 
multifunktionales Portfolio anbieten 
zu können, sind kontinuierliche 

Weiterentwicklungen und Erneuerungen 
das A und O. Auch die Themen Umwelt 
und Nachhaltigkeit spielen in diesem 
Zusammenhang laut Armin Egger eine 
immer zentralere Rolle. „Eine ökologische 
Unternehmensführung und der 
umweltschonende Einsatz von Ressourcen 
haben bei uns nicht erst seit gestern 
Priorität. Aber wir entwickeln uns auch 
hier ständig weiter und arbeiten mit viel 
Engagement an nachhaltigeren Lösungen“, 
erläutert Armin Egger. 

Der laufende Austausch mit 
Partnerunternehmen, Veranstalter:innen 
sowie Besucher:innen birgt für 
solche unternehmensstrategische 
Innovationsprozesse einen großen 
Mehrwert in Form von neuen Inputs 
und Sichtweisen. „Wir haben das Glück, 
in einer unglaublich kreativen und 
energiegeladenen Branche tätig zu sein – 
deshalb schlägt unser Puls grundsätzlich 
schneller“, sagt Barbara Muhr, Vorständin 
der MCG.
 
Krisen als Chance sehen
In einer so schnelllebigen Branche 
wie dem Eventbereich nicht nur zu 
bestehen, sondern sich auch stetig 

„Unser Puls schlägt schneller“ 
Messe Congress Graz im Deloitte 
Kund:innenportrait

Messe Halle A © MCG 

Barbara Muhr, Armin Egger
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weiterzuentwickeln, ist ein Balanceakt 
für sich. Zusätzlich hielten die 
letzten Jahre für die österreichische 
Gesamtwirtschaft aber auch jede Menge 
Herausforderungen bereit. Vor allem mit 
der Corona-Pandemie und den damit 
einhergehenden Beschränkungen hatte die 
Veranstaltungsbranche eine große Hürde 
zu meistern. Bei der MCG zeigte man 
sich aber pragmatisch: „Max Frisch sagte 
einst: Krise ist ein produktiver Zustand 
– man muss ihm nur den Beigeschmack 
der Katastrophe nehmen. Mit diesem 
Motto im Hinterkopf sind wir bisherigen 
Herausforderungen gegenübergetreten 
und haben so über die Jahre sehr vieles 
gemeistert“, resümiert Barbara Muhr.
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Rechtstipp: Neuerungen der Rot-Weiß-
Rot - Karte
Änderungen im Punktesystem
Künftig wird bereits eine sechsmonatige 
statt ganzjährige Berufserfahrung u.a. 
von besonders Hochqualifizierten sowie 
sonstigen Schlüsselkräften bei der 
Punktevergabe berücksichtigt. 

Bei sonstigen Schlüsselkräften wird in 
Zukunft auch tätigkeitsadäquate, anstatt 
wie bisher bloß ausbildungsadäquate 
Berufserfahrung berücksichtigt. Künftig ist 
also keine spezifische Fachausbildung mehr 
nötig. 

Zudem können durch die 
Reformmaßnahmen zusätzliche fünf 
Punkte erlangt werden, sofern die 
Tätigkeit der Antragsteller:innen in einem 
Unternehmen ausgeübt werden soll, in 
welchem Englisch die vorherrschende 
Sprache ist und die Antragsteller:innen 
auch über die entsprechenden 
Englischkenntnisse verfügen. Für 
anerkannte Sprachzertifikate gilt seit 
Inkrafttreten der Novelle eine fünfjährige 
(statt der bisher bloß einjährigen) 
Gültigkeitsdauer.

In einem weiteren aktuellen 
Gesetzesvorhaben (IA 3158/A 27. 
GP) ist darüber hinaus geplant, dass 
das Niveau der nachzuweisenden 
Deutschsprachkenntnisse von A2 auf 
A1 bei der Gewährung einer Rot-Weiß-
Rot-Karte für Stammmitarbeiter:innen 
gesenkt werden soll. Bei Schlüsselkräften, 
Fachkräften in Mangelberufen und 
Start-up-Gründer:innen sollen zudem 
Sprachkenntnisse in den Sprachen 
Französisch, Spanisch oder Bosnisch-
Kroatisch-Serbisch im Punktekatalog für 
die Gewährung einer Rot-Weiß-Rote - Karte 
Berücksichtigung finden.

Inhaltliche Neuerungen 
Für Studienabsolvent:innen entfällt künftig 
das Gehaltserfordernis. Allerdings muss 
das Gehalt dem jeweiligen Kollektivvertrag 

oder mindestens dem ortsüblichen Entgelt 
mit einer vergleichbaren Tätigkeit und 
Berufserfahrung entsprechen. 

Die Gehaltsgrenze bei sonstigen 
Schlüsselkräften ändert sich für alle 
unter sowie über 30-Jährigen auf 50 % 
der ASVG-Höchstbeitragsgrundlage. Dies 
bedeutet, dass nunmehr eine einheitliche 
Gehaltsgrenze geschaffen wurde und nicht 
mehr zwischen unter bzw. über 30-Jährigen 
differenziert wird.

Die bisherige Gehaltsgrenze für eine Blaue 
Karte EU wird auf das durchschnittliche 
Jahresbruttogehalt eines oder einer 
Vollzeitbeschäftigten gesenkt.

Verfahrensrecht
Die Reformmaßnahmen zielen darauf 
ab, das Verfahren hinsichtlich der 
Rot-Weiß-Rot - Karte zu beschleunigen 
und zu erleichtern. Demnach soll u.a. 
die Arbeitsmarktprüfung für sonstige 
Schlüsselkräfte binnen zehn Tagen 
abgeschlossen sein. Zudem müssen 
Fachkräfte bei der Einwanderung keinen 
Unterkunftsnachweis mehr vorlegen (z.B. 
Mietvertrag; die Vorlage des Meldezettels 
bleibt hiervon aber unberührt).

Außerdem besteht die Möglichkeit für 
Arbeitgeber:innen, gleichzeitig mit dem 
Antrag auf eine Rot-Weiß-Rot - Karte für 
die entsprechende Fachkraft ebenso die 
Rot-Weiß-Rot - Karte plus für ihre oder 
seine Familienangehörigen direkt im 
Inland zu beantragen (in diesem Fall aber 
mit Unterkunftsnachweis). Die Rot-Weiß-
Rot - Karte plus der Familienangehörigen 
ist aufgrund der Reformmaßnahmen 
nunmehr auch gleich lange gültig wie die 
Rot-Weiß-Rot - Karte der Fachkraft (zwei 
Jahre statt einem Jahr).

Eine wesentliche Neuerung stellt zudem 
die Verankerung der Austrian Business 
Agency im Ausländerbeschäftigungsgesetz 

dar. Diese steht als kostenlose und 
zentrale Beratungs- und Servicestelle 
für Arbeitgeber:innen und internationale 
Fachkräfte in allen Verfahrensphasen 
zur Erlangung von Aufenthaltstiteln, 
insbesondere mit dem Ziel der dauerhaften 
Zuwanderung, zur Verfügung.
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